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Einführende Bemerkungen 
über Aufgabenstellung und Ziel dieser Arbeit

In den letzten Jahren haben sich Wissenschaft und Praxis wieder oft 
mit den Fragen beschäftigt, die anläßlich des Todes eines Gesellschaf
ters einer Personalgesellschaft auftreten. Als besonders offenkundiger 
Anlaß ergab sich die Besteuerung des Erbüberganges, die auf lange 
Sicht eine geplante, in Einzelheiten wohlüberlegte Erbfolgeregelung 
erforderlich machte.

Ein weiterer Anlaß, allerdings sehr viel weniger offensichtlich, zeigte 
sich in den mit fortschreitendem Generationenwechsel immer häufiger 
auf tret enden Komplikationen in der Nachfolgeschaftsregelung, die sich 
bei einer Vielzahl von Gesellschaftern mit unterschiedlichen Interessen
lagen zunehmend einstellten und zur Schicksalsfrage für das Unterneh
men werden konnten.

Darum soll es das besondere Anliegen dieser Arbeit sein, alle die 
Fragen, die beim Tode eines Gesellschafters eines gewerblichen Gesell
schaftsunternehmens im Hinblick auf Nachfolge und Fortführung auf
treten, in ihrem Gesamtzusammenhang zu untersuchen.

Für den gedanklichen Aufbau der Untersuchung soll eine Systematik 
zugrunde gelegt werden, die darin besteht, im ersten Teil die vom Ge
setzgeber normativ zugestandenen Möglichkeiten der Nachfolgeschafts- 
und Fortführungsregelung beim Tode eines Gesellschafters kombinativ 
mit Gesellschaftervereinbarungen einer analytischen Betrachtung zu 
unterziehen und sie im einzelnen, je nach dem Grad ihrer Verwendbar
keit, herauszustellen.

Im zweiten Teil soll unter Auswertung der gewonnenen Erkennt
nisse versucht werden, in Form einer Synthese rechtlicher und be
triebswirtschaftlicher Gestaltungsmöglichkeiten eine Lösung der Nach
folge- und Fortbestandsproblematik sowohl durch Veränderungen beim 
Grundtyp selbst herbeizuführen als auch im besonderen durch struk
turelle Abwandlungen vom Grundtyp unter Trennung von Arbeits
und Kapitalfunktion zu erreichen. Dabei wird dem Problem der kör
perschaftlichen Ausgestaltung einer Kommanditgesellschaft und des da
mit in Zusammenhang stehenden Drittorganschaftsverhältnisses ein 
weiterer Raum gewidmet.
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Die insbesondere in der dritten Generation bestehende Interessen
konstitution bei Altgesellschaftern und Erben1 kann zu einem durch 
Zerwürfnisse zersetzten Gesellschaftsgebilde führen, das ständig vom 
totalen Zusammenbruch bedroht ist.

1 Vgl. dazu: Paulsen, Andreas, Das „Gesetz der dritten Generation“. 
Erhaltung und Untergang von Familienunternehmungen, Der praktische Be
triebswirt 1941, S. 241 ff.

Damit wird die Personenfrage zur Schicksalsfrage des Unternehmens.
Es wird deshalb versucht, auf dem Wege der Drittorganschaft — un

ter weitgehender Ausnutzung der Vertragsautonomie — einen harmo
nisierenden Interessenausgleich zu erzielen und die Existenz des Unter
nehmens zu sichern. Indessen würde diese Untersuchung ihren prakti
schen Wert verlieren, wenn sie nicht die rechtlichen Möglichkeiten und 
Grenzen aufzeigte, innerhalb deren sich eine Ausgestaltung nach be
triebswirtschaftlich zweckmäßigen Grundsätzen vollziehen könnte.

Neben den rein theoretischen Überlegungen wird der Beweis der 
praktischen Anwendbarkeit einer derartigen Lösung vom Verfasser da
durch erhärtet, daß es ihm bei einer Gesellschaft eines mittleren Indu
strieunternehmens, die infolge Erbgangs durch Feindseligkeiten zer
setzt war und kurz vor der Auflösung stand, durch Anwendung einer 
körperschaftlichen Organisationsform gelungen ist, die Gesellschaft vor 
ihrem Zusammenbruch zu bewahren und einen Interessenausgleich der 
Gesellschafter mit dem Ergebnis herbeizuführen, daß das Unternehmen 
seine Tätigkeit heute erfolgreich fortführen kann.

Die bereits mehrfach erwähnten Interessengegensätze als eine haupt
sächliche Folge des Generationenwechsels finden sich heute bei einer 
Vielzahl von älteren Personalgesellschaften. Sie sind der Öffentlichkeit, 
soweit die Streitigkeiten nicht vor ordentlichen Gerichten ausgetragen 
werden, meist wenig bekannt. Diese inneren Gegensätze schwelen in
dessen fort, ohne daß den Gesellschaftern ausreichend gesetzliche Mit
tel geboten werden, die Divergenzen zum Ausgleich zu bringen.

Nicht immer wird hierbei die bedeutungsvolle Aufgabe des Gesell
schaftsvertrages erkannt, der als Instrument des Ausgleichs ganz beson
dere Beachtung durch seine Gestaltungsmöglichkeiten verdient. Dabei 
beginnen die Gegensätzlichkeiten häufig schon dort, wo sich erbrechtliche 
Verfügung und gesellschaftsvertragliche Vereinbarungen gegenüber
stehen und in Kongruenz gebracht werden müssen, um dem Erbüber
gang die rechtliche Wirksamkeit zu verleihen. Mit dem Zusammenstoß 
von gesellschaftsvertraglichen und erbrechtlichen Normen haben sich 
Wissenschaft und Rechtsprechung schon seit langem befaßt, wenn es 
auch noch nicht zu völlig übereinstimmenden Ergebnissen gekommen 
ist.
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Das Reichsgericht hat in einer Entscheidung aus dem Jahre 19432 zwar 
die Vorrangstellung des Gesellschaftsrechts vor dem Erbrecht — im In
nen- und Außenverhältnis als auch personen- und vermögensrechtlich 
— anerkannt, doch hat diese Entscheidung in der Rechtswissenschaft 
keineswegs eine vollständige Klärung bewirkt3.

2 RG 170, 392.
3 Siebert, Wolfgang, Gesellschaftsvertrag und Erbrecht bei der OHG, Jur. 

Studiengesellschaft, 3. Auf!., Karlsruhe 1958, S. 5, derselbe, StbJb 1955/56, 
S. 315 ff.

Die mit dieser Problematik in Zusammenhang stehenden Fragen der 
Mitgliedsstellung eines Gesellschaftererben spielen sowohl bei der 
Nachfolgeregelung unter Lebenden als auch bei der von Todes wegen 
eine entscheidende Rolle.

Dem Gesellschaftsvertrag fällt damit eine bedeutsame Aufgabe für die 
Existenzsicherung des Unternehmens zu. Er kann jedoch dieser Auf
gabe nur gewachsen sein, wenn sich die Vertragspartner innerhalb des 
gesetzlich zulässigen Rahmens verantwortungsbewußt mit der Ver
tragsgestaltung beschäftigen und der Gesellschaft und damit der Un
ternehmung eine lange Lebensdauer verleihen und auf diese Weise 
der volkswirtschaftlichen und sozialpolitischen Forderung nach Erhal
tung eines Wirtschaftsgebildes Rechnung tragen.

In diesem Sinne sollen die am Schluß dieser Arbeit gegebenen Emp
fehlungen zur formalen Gestaltung des Gesellschaftsvertrages unter Be
rücksichtigung allgemeiner Reformfragen des Rechts der Personalgesell
schaften verstanden werden, die insbesondere im Blick auf eine fun
dierte Bestandssicherung der Gesellschaften Bedeutung erlangen.


